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* 

Die Debatten über die Civilehe erregen nicht mehr die Auf⸗ 
merkſamkeit des großen Publicums wie ehemals. 

„ Zu oft ſind die entgegenſtehenden Auſichten an einander 
gerathen, es hält ſchwer, noch etwas Neues darzubringen, und 
doch find die alten Wahrheiten noch lange nicht genugſam gepre⸗ 
digt worden. Ein leidenſchaftlicher Parteiſtandpunkt behindert die 
Erkenntniß und Verſtändigung, und berührt ſelbſt die Lehren der 
Geſchichte. 

Es ſoll hier nicht unſere Aufgabe ſein, für oder gegen die 
Civilehe zu plädiren: nur ihre geſchichtliche Entwickelung ſoll vor⸗ 
geführt werden. Und doch greift auch dieſe Abſicht in den Par- 
teienkampf hinein; denn während anderen Inſtitutionen von 
ihren Gegnern die Schädlichkeit ihrer Folgen vorgeworfen zu wer⸗ 
den pflegt, wird die Civilehe, deren ſchädliche Folgen ſich bis 
jetzt nach keiner Seite und nirgend gezeigt haben, ihres Urſprungs 
wegen angegriffen. — Sie ſoll ein Erzeugniß der Revolution 
und darum gleich dieſer ſelbſt verwerflich ſein. 

Wir geſtehen offen, daß uns die Vaterſchaft der Revolution 
noch an und für ſich kein Kriterium für die Eigenſchaften 
des Kindes abzugeben ſcheint, und wir erinnern daran, daß wir 
viele Rechte, die wir in politiſcher und religiöſer Beziehung als 
Palladien der bürgerlichen Freiheit betrachten, nicht dem Wege 


langſamer organiſcher Fortbildung, ſondern einer politiſchen oder 
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kirchlichen Umwälzung verdanken, daß gerade die franzöfiiche Re⸗ 
volution des Jahres 1789, auf welche auch die Civilehe zurück⸗ 
geführt wird, den erſten Anſtoß zu der politiſchen Entwickelung 
gegeben hat, in welcher wir uns jetzt befinden. Aber wir können 
uns doch nicht verhehlen, daß dieſe geſchichtliche Geneſis der Ci⸗ 
vilehe ihr wenigſtens nach der Abſicht ihrer Autoren einen Ta⸗ 
del anheften ſoll. 

Und in der That hat die franzöſiſche Revolution ſich in 
ihrem weiteren Verlaufe zu Handlungen gegen die Kirche hin⸗ 
reißen laſſen, welche ihr in den Augen jedes kirchlich Geſinnten 
ein Brandmal aufdrücken müſſen, und ſo wird die Civilehe, mit 
aus jener antikirchlichen Bewegung entſproſſen, auch von dieſem 
Makel ihren Antheil auf ſich nehmen müſſen. 

Vor dieſem Vorwurfe können wir die Civilehe retten. Wir 
vermögen zu zeigen, daß ſie ihren Urſprung weit hinter die fran⸗ 
zöſiſche Revolution zurück datirt, daß ſie bei ihrem Auftreten in 
der Revolution mit den revolutionären Tendenzen wenig gemein⸗ 
ſames hat, daß ſie als Frucht der Toleranz bezeichnet werden 
muß, als Ergebniß rein kirchlicher Speculationen, welche die 
Sacramentsauffaſſung der Ehe zur Unterlage haben, als unmit⸗ 
telbarſte Conſequenz einer Bewegung, welche von der Kirche 
ſelbſt angeregt worden iſt: ihrer Emancipation vom Staate. 

Es ſind das keine gar neue Wahrheiten, die wir damit ver⸗ 
künden; aber doch ſolche, welchen gegenüber Manche die Augen 
ſchließen, um ſie nicht ſehen zu müſſen, und welche andere — 
die parlamentariſchen Debatten legen dafür ein unergquickliches 
Zeugniß ab — immer noch nicht Muße gefunden haben, auf ihre 
voreingenommenen, durch den Parteiſtandpunkt beſtimmten Anſich⸗ 
ten wirken zu laſſen. Darum dürfen die Erörterungen vielleicht 
doch geneigte Aufnahme erhoffen.“) 
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Während des Mittelalters iſt von Civilehe keine Rede. 

Die Civilehe ſetzt voraus, daß der Staat ſich ſeiner Aufga⸗ 
ben überhaupt und ſeiner Stellung zur Kirche insbeſondere be⸗ 
wußt ſei; und beides war im Mittelalter nicht der Fall. Viel⸗ 
mehr war die Kirche zugleich Staat; ſie nahm alle ſittlichen, 
alle öffentlichen Intereſſen überhaupt wahr, ſo weit das auf 
friedlichem Wege geſchehen konnte. 

Zwar wäre es irrthümlich anzunehmen, daß die Ehen im 
Mittelalter kirchlich geſchloſſen worden ſeien. Im Gegentheil: 
wir vermögen nachzuweiſen, daß die bürgerliche Eheſchließung 
das ganze Mittelalter hindurch die Regel geweſen iſt, und daß 
der kirchliche Einfluß ſchon viel erreicht zu haben meinte, wenn 
die bürgerlich ſchon geſchloſſene und rechtlich vollgültige Ehe nur 
nachträglich noch die kirchliche Weihe erhielte: alſo gerade ſo wie 
die Civilehen jetzt überall noch nachträglich kirchlich eingeſegnet 
werden. 2 

Aber wenn auch die Ehen unter der Garantie der Deffent- 
lichkeit, in Gegenwart von Eltern und Blutsverwandten geſchloſ⸗ 
ſen werden ſollten, wenn auch in der rein juriſtiſchen Handlung 
der Dos⸗Beſtellung und der Uebergabe der Frau an den Mann der 
Kern der Eheſchließungsform zu Tage trat, ſo war damit freilich 
der bürgerliche und wenn man es jo nennen will, der civile 
Character der Ehe anerkannt, die Eheſchließungsform war eine 
bürgerliche oder civile: aber der ganze Act bewegte ſich eigentlich 
innerhalb der Grenzen des Privatrechts, d. h. der Staat bethei⸗ 
ligte ſich daran durch keines ſeiner Organe. — 

Dieſe Verhältniſſe mußten eine Aenderung erfahren mit der 
Reformation. 

Nicht nur, daß dem Staate jetzt geradezu ſeine ethiſche mit 
der Kirche concurrirende Aufgabe vor die Augen geführt wurde: 
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er wurde auch veranlaßt, die rechtliche Natur der Ehe und ihre 
Beziehungen zur Kirche zu prüfen. 

Der Proteſtantismus leugnete die Sacramentsnatur der 
Ehe; er erkannte ſie, wie Luther es ausdrückt, für ein „weltliches 
Ding“, er mußte auch, mit den Worten des Württembergiſchen 
Reformators Brenz die Konſequenz ziehen, der „Eelich Contract, 
gleich wie ſonſt andere weltliche contract möcht auch wol auff 
den Ratsheuſern oder andern gemeinen offenlichen, ehrlichen und 
burgerlichen orten verrichtet werden“. 

Dennoch blieb die kirchliche Schließung der Ehe beſtehen. 
Hatte ſie doch einerſeits in der Sitte des Volkes Wurzeln zu 
ſchlagen begonnen, und würden doch andererſeits durch Einfüh⸗ 
rung der Civilehe nur die katholiſchen Anſchauungen Nahrung 
gefunden haben, welche im Gegenſatz zu dem heilig geprieſenen 
jungfräulichen Stand, dem Gölibgt, von der Ehe behaupteten, — 
wieder ſind es die Worte von Brenz, die ich anführe, — ſie ſei 
„ein unheiliger ſtand, mit dem die Kirch Chriſti nicht zuthun ha⸗ 
ben ſolt.“ 

Es bedarf auch nur eines Blickes auf den damaligen Ver⸗ 
waltungsorganismus des Staates, um, die Nothwendigkeit, welche 
die Beibehaltung der kirchlichen Eheform dringend erforderte, noch 
beſſer zu würdigen. 

Zwar die Städte beſaßen eine geregelte Verfaſſung, welche 
communale zum Act der Eheſchließung taugliche Behörden wohl 
geliefert hätte: aber das platte Land war jeder gemeindlichen 
Organiſation um ſo mehr bar, als der Bauernaufſtand alle ſo⸗ 
ciale Ordnung zerrüttet hatte. 

Dazu kam noch zum Ueberfluß, daß die Kirche völlig unter 
die Herrſchaft des proteſtantiſchen Staates gekommen war, mit⸗ 
hin eine Auseinanderſetzung des kirchlichen und ſtaatlichen Ge⸗ 
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bietes, welche auch die Ehe mit hätte berühren müſſen, nicht er⸗ 
forderlich zu ſein ſchien. 

Nur ſo viel aber mußte ſich als Kern der proteſtantiſchen 
Anſchauung ergeben, daß die Kirche, falls der Staat den Act 
der Eheſchließung durch ſeine Geſetze regeln wollte, zu keinerlei 
Oppoſition berechtigt wäre, und jede Civilehe als zu Recht be⸗ 
ſtehend anzuerkennen habe. Das iſt denn auch von den frömm- 
ſten proteſtantiſchen Theologen ſpäterer Jahrhunderte geradezu 
ausgeſprochen worden. — 

Andererſeits aber darf vielleicht hier noch auf einen Umſtand 
aufmerkſam gemacht werden, der bei Betrachtung der Stellung, 
welche die evangeliſche Kirche zur Civilehe eingenommen hat, 
und welche ſie einnehmen muß, nur zu häufig überſehen wird. 

Die evangeliſche Lehre erfordert nämlich in keiner Weiſe die 
kirchliche Trauung zur Begründung der Ehe. 

Freilich nennt Luther die kirchliche Eheſchließung eine „feine 
und chriſtliche Ordnung“ und ſtellt in ſeinem Traubüchlein ſelbſt 
ein Formular auf, welches vielfach in ſpätere Kirchenordnungen 
übergegangen iſt; aber auch hier ſpricht er von der kirchlichen 
Trauung nur als von einer Forderung des Staates, von einem 
durch die Obrigkeit an die Kirche gerichteten Begehren, dem dieſe 
ſich füglich nicht entziehen dürfe. 

„So manches Land, ſo manche Sitte, ſagt das gemeine 
Sprüchwort, demnach weil die Hochzeit und Eheſtand ein weltlich 
Geſchäft iſt, gebührt uns Geiſtlichen oder Kirchendienern nichts 
darein zu ordnen oder regieren, ſondern laſſen einer jeglichen 
Stadt und Land hierin ihren Brauch und Gewohnheit, wie ſie 
gehen. Etliche führen die Braut zweimal zur Kirchen, beides des 
Abends und des Morgens, Etliche nur einmal; Etliche verfündi- 


gen's und bieten ſie auf auf der Kanzel, zwei oder drei Wochen 
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zuvor: ſolchs alles und dergleichen laß ich Herrn und Rath ſchaf⸗ 
fen und machen, wie ſie wollen, es gehet mich nichts an. 

Aber ſo man begehret, für den Kirchen oder in den Kir⸗ 
chen ſie zu ſegenen, über ſie zu beten, oder ſie auch zu trauen, 
ſind wir ſchuldig daſſelbige zu thun.“ 

Um aber den Standpunkt Luthers und der Reformatoren 
bezüglich der Eheſchließung recht zu verſtehen, wird es nöthig 
fein, ſich das katholiſche Eheſchließungsrecht, wie es vor dem 
Trienter Concil galt, mit kurzen Zügen zu vergegenwärtigen. 

Danach wurden unterſchieden Verlöbniſſe, die ſich auf die 
Gegenwart (sponsalia de praesenti) und ſolche, die ſich auf die 
Zukunft beziehen (sponsalia de futuro). Unter den erſteren iſt 
der Conſensaustauſch zweier Perſonen gemeint, welche damit jo- 
fort eine Ehe eingehen wollen, und etwa äußern: „Ich will dich 
zu meiner Frau, ich will dich zu meinem Mann nehmen.“ Das 
iſt dann ſogleich eine vollgültige Ehe, welche zu ihrer juriſtiſchen 
Gültigkeit einer prieſterlichen Einſegnung oder einer Betheiligung 
der Kirche nicht bedarf. 

Die anderen begreifen den Conſensaustauſch zweier Perio- 
nen, welche in Zukunft eine Ehe eingehen wollen, etwa mit den 
Worten: „Ich werde dich zu meiner Frau, ich werde dich zu 
meinem Manne nehmen.“ Das iſt nichts weiter als ein Ver⸗ 
löbniß. 

Luther gefiel dieſer Unterſchied nicht ſonderlich, aber doch 
waren es nur ſprachliche Gründe, welche ihn zur Oppoſition trie⸗ 
ben. „Ja ich wüßte ſelbs nicht wol“, ſo ſagt er in ſeiner Schrift 
von Eheſachen, „wie ein Knecht oder Magd ſollten oder kunnten 
in deutſcher Sprache per verba de futuro ſich verloben; denn 
wie man ſich verlobet, ſo lauts per verba de praesenti und 
ſonderlich weiß der Pobel von ſolcher behender Grammatica 
nichts, daß accipio und aceipiam zweierlei ſei; er fähret daher 
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nach unſerer Sprachen Art und ſpricht: Ich will dich haben, ich 
will dich nehmen, du ſollſt mein ſein ꝛc. Da iſt die Stunde 
Ja geſagt, ohne weiter Aufzug und Bedenken. Daß ließ ich 
wohl verba de futuro heißen, wenn ein condieio, Anhang oder 
Auszug dabei geſetzt würde.“ 

Demnach unterſchied Luther nur noch zwiſchen Verlöbniſſen 
einerſeits und bedingten Verlöbniſſen andererſeits d. h. ſolchen 
Verbindungen, deren Kraft erſt beginnen ſollte mit dem Augen⸗ 
blicke, wo eine beliebige von den Parteien geſtellte Bedingung 
erfüllt ſein würde. Die erſteren aber erachtete Luther für voll⸗ 
kommene Ehen und mithin konnte er der kirchlichen Trauung 
gar keine andere rechtliche Function zuſchreiben, als daß durch ſie 
eine ſchon beſtehende, vollgültig geſchloſſene, rechtlich 
durchaus wirkſame Ehe lediglich öffentlich beſtätigt werde. 

Dieſe Anſicht aber wurde bei allen Theologen und Juriſten 
des ſechszehnten Jahrhunderts die herrſchende. So wird in 
einem Wittenberger Erkenntniß aus dem Jahre 1597 die Tren- 
nung eines Verlöbniſſes nur aus den Gründen für zuläſſig er⸗ 
klärt, welche eine Eheſcheidung rechtfertigen, „da es alſo vor Gott 
und der Welt eine rechte verbindliche Ehe zwiſchen ihnen beyden 
geſchloſſen, ungeachtet, ob ſie gleich chriſtlichem Brauch und Ge⸗ 
wohnheit nach, durch den Prieſter Ehelichen nicht getravet und 
geſegnet“. 

Als im Jahre 1567 der Rath zu P. ſich bei dem Witten⸗ 
berger Conſiſtorium beklagte, es wolle in ſeiner Stadt „ehr ge⸗ 
mein einreißen“, daß die Verlobten vor der Trauung zuſam⸗ 
menzögen und lebten, und anfragte, ob dagegen nicht mit Straf- 
maßregeln einzuſchreiten empfehlenswerth ſei, wurde ihm dringend 
davon abgerathen „ſintemal nach beſchehener verlöbniß zwiſchen 
inen eine rechte Ehe iſt und fie wie Eheleute zu halten“. 

Im ſechszehnten Jahrhundert gab es mithin nach dieſen 
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Beiſpielen, deren Zahl ſich leicht vermehren ließe, gar keine kirch⸗ 
liche Eheſchließung, ſondern nur eine kirchliche Ehebeſtätigung. 
Und auch im fiebzehnten Jahrhundert iſt dieſe Theorie als die 
geltende anzuſehen, wenngleich ſich doch ſchon da die Anſicht 
Bahn bricht, daß die Trauung die Ehe begründe. 

Erſt im achtzehnten Jahrhundert gelangt dieſe letztere Lehre 
zur Herrſchaft, und erſt von da an kann man eigentlich von der 
Nothwendigkeit der kirchlichen Eheſchließung innerhalb der prote⸗ 
ſtantiſchen Kirche ſprechen. Aber ſelbſt auch da kommt noch die 
alte Theorie zum Vorſchein, wie denn die Zwangstrauungen im 
Königreiche Sachſen erſt im Jahre 1808 und in Neuvorpommern 
ſogar erſt im Jahre 1846 beſeitigt worden ſind. Dieſe aber ſind 
nur ſo zu erklären, daß man die Ehegatten, deren Ehe man in 
Wahrheit durch das Verlöbniß als geſchloſſen anſah, durch Zwang 
lediglich zur kirchlichen Beſtätigung derſelben anhielt. 


Die erſte geſetzliche Einführung der Civilehe erfolgte in 
Holland und noch im ſechszehnten Jahrhundert. 

Kaum hatte nämlich die proteſtantiſche Kirche durch die 
ftaatliche Unabhängigkeitserklärung der Provinzen von Spanien 
feſten Fuß gefaßt, als ſie die Erbſchaft der Unduldſamkeit antrat, 
welche die katholiſche Kirche während der ſchweren Jahre der 
Verfolgung gegen ſie bewährt hatte. 

Sowohl den zahlreich erſtandenen Diſſidentengemeinden wie 
den Katholiken wurde die ſtaatliche Anerkennung ihrer Confeſſion 
verſagt; fie wurden genöthigt, ihre Taufen durch reformirte 
Geiſtliche vollziehen zu laſſen, ihre Trauungen dieſen zu über⸗ 
tragen. 

Die Uebelſtände ſolcher Intoleranz konnten aber um ſo we⸗ 
niger ausbleiben, als die reformirte Kirche ſelbſt bei ihren 
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eigenen Anhängern genugſam für die kirchliche Eheſchließung zu 
kämpfen hatte. 

Denn wenn auch in Holland zu Anfang des ſechszehnten 
Jahrhunderts die Sitte des Volkes ſich mit der kirchlichen Ehe⸗ 
form befreundet haben mochte, ſo hatte doch der ſpaniſche Druck 
und die dadurch behinderte Entfaltung der proteſtantiſchen Cul⸗ 
tushandlungen das alte Recht der Eheſchließung durch bloßen 
Conſens dem Volke wieder in Erinnerung gebracht und nahe 
gelegt. 

Den Staaten der Provinzen Holland und Weſtfriesland 
gebührt das Verdienſt, zuerſt der Toleranz die Wege bereitet zu 
haben. 

Erhoben ſie ſich auch nicht zu dem Standpunkte, den Katho⸗ 
liken und Diſſidenten die Eheſchließung vor deren eigenen Geiſtli⸗ 
chen mit bürgerlicher Rechtswirkung zu verftatten, jo beſeitigten fie 
doch den Zwang, die Cultushandlung der reformirten Geiſtlichen 
nachſuchen zu müſſen. 

Sie führten am 1. April 1580 die Civilehe ein; und nicht 
etwa in der Weiſe, daß ſie allein den der Staatskirche nicht Au⸗ 
gehörigen, als ſtaatlichen Parias, dieſe Eheform octroyirt, und 
fie zu einem ftaatlich gemißachteten Eheſchließungsacte verurtheilt 
hätten: ſondern ſo, daß ſie dieſelben mit den Angehörigen der 
Staatskirche wenigſtens in ſo weit gleich ſtellten, daß auch dieſen 
die Civilehe freigegeben wurde. 

Die facultative Civilehe wurde ſämmtlichen Holländern und 
Weſtfrieſen verſtattet. 

Nicht, daß dieſe Maßregel, die von den einzelnen Staaten 
ſchnell adoptirt, und in der von den Generalſtaaten erlaſſenen 
Eheordnung vom 18. März 1656 auf die ganzen Niederlande 
ausgedehnt wurde, ſich allgemeiner Anerkennung zu erfreuen ge⸗ 
habt hätte. 
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Die Lutheraner wie die Katholiken beſchwerten ſich heftig. 
Sie verlangten vor ihren Geiſtlichen eine Ehe eingehen zu 
dürfen. Und in der That wurde dies auch ſpäter zum Theil 
gewährt, doch ohne daß die Civilehe zurückgenommen worden 
wäre. a 

Vielmehr blieb dieſe in der angedeuteten Form bis zur 
Conſtituirung der bataviſchen Republik des Jahres 1795, wich 
dann der obligatoriſchen Civilehe, und dieſe letztere bezeichnet noch 
heute nach dem bürgerlichen Geſetzbuch des Jahres 1833 das für 
das Königreich der Niederlande geltende Recht. 


Das folgende Jahrhundert brachte die Civilehe einem ande⸗ 
ren Lande. Nicht als Ergebniß eines praktiſchen Bedürfniſſes, 
ſondern als Reſultat einer rein theoretiſchen Speculation; und 
wunderbarer Weiſe war es nicht der Staat, welcher, durch Ein⸗ 
führung einer bürgerlichen Eheſchließung dieſe ſich zu vindiciren 
trachtete: es war vielmehr eine ſtreng kirchliche Partei, welche 
eine Verinnerlichung der Kirche zu erzielen ſtrebte, und darum 
alle weltlichen Elemente — und darunter auch die Betheiligung 
der Geiſtlichen an der Eheſchließung — aus der Kirche auszuſtoßen 
verſuchte. 

Die Lostrennung der engliſchen Kirche von Rom war mehr 
ein Act ſtaatlicher Willkür als religiöſen Bedürfniſſes geweſen. 

Die neue engliſche Kirche wandelte ſo ziemlich die Bahnen, 
welche die katholiſche Kirche gegangen war; ſie behielt bei: die 
ftreng gegliederte Hierarchie, die Vermiſchung weltlicher und geiſt⸗ 
licher Attributionen, nur daß fie den König an die Stelle des 
Papſtes ſetzte und ſo eine ungeſunde Vermiſchung von Staat 
und Kirche zu Wege brachte, welche das Land auch heute noch 


nicht überwunden hat. 
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Erſt nachdem die Hülle der neuen Kirche fertig war, ſuchte 
man ihr einen dogmatiſchen Inhalt zu geben, um ihre Exiſtenz 
überhaupt innerlich rechtfertigen zu können. 

Allein im ſiebzehnten Jahrhundert drangen die Ideen der 
deutſchen Reformation in England ein, und ſie mußten zu 
dem Hochkirchenthum ſich nothwendiger Weiſe in dieſelbe Oppo⸗ 
ſition ſtellen, welche fie gegen die katholiſche Kirche bewährt hat⸗ 
ten. Extreme Richtungen fanden leicht begeiſterten Anhang, po⸗ 
litiſche Parteibeſtrebungen kamen den kirchlichen zu Hülfe. Das 
Ergebniß war die engliſche Revolution, die nicht nur das Kö— 
nigthum tödtlich traf, ſondern auch jedes durch ſeine Organiſation 
an die katholiſchen oder hochkirchlichen Traditionen erinnernde 
Kirchenweſen zu beſeitigen ſuchte. 

Auf den Altar dieſer Beſtrebungen wurde auch die kirchliche 
Eheſchließung gelegt, und durch das Geſetz vom 24. Auguſt 1653 
die obligatoriſche Civilehe eingeführt, welche dann auch auf 
Schottland und Irland ausgedehnt wurde. 

Sehr beachtenswerth erſcheint, daß die hier betonten Motive 
für die Feſtſetzung der Civilehe uns in den Worten eines Man 
nes entgegentreten, der den politiſchen Machthabern nahe ſtehend, 
der kirchlichen hier gekennzeichneten Richtung des Independentis⸗ 
mus angehörte, und durch ſeine geiſtige Bedeutſamkeit einen der 
Brennpunkte der revolutionären Beſtrebungen bildete. 

Der Dichter des verlorenen Paradieſes, Milton, kämpft 
heftig gegen die Verweltlichung der Kirche, die dadurch eingetre- 
ten ſei, daß bezahlte Geiſtliche — Miethlinge nennt er fie — 
den Dienſt der Kirche verrichteten; nur denjenigen liege dieſer 
ob, welche durch den Geiſt getrieben, ohne weltliche Nebenzwecke 
ihn zu übernehmen ſich gedrungen fühlen. Er tadelt dabei die 
Gebühren, welche für die Verrichtung der geiſtlichen Amts⸗ 


handlungen gezahlt werden müßten, kommt ſo auf die letzteren zu 
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ſprechen und auch auf die kirchliche Trauung. „Am wahrſchein⸗ 
lichſten iſt es“, ſo ſagt er, und dieſe characteriſtiſche Aeußerung 
ſpricht nicht ſehr für ſeine geſchichtliche Ergründung der Materie, 
„daß die Geiſtlichen — in Nachahmung der heidniſchen Prieſter, 
welche bei der Eheſchließung mannigfache Riten und Ceremonien 
zu verrichten pflegten, und ganz beſonders weil ſie es für vor⸗ 
theilhaft erachteten und ihrem Anſehen nützlich, nicht nur als 
Zuſchauer bei einem Acte zu figuriren, der für das menſchliche 
Leben von ſolcher Wichtigkeit iſt — behaupteten, eine Ehe ohne 
ihren Segen ſei unheilig, und daß ſie um der Sache einen beſſe⸗ 
ren Anſtrich zu geben, dieſe zum Sacramente ſtempelten. Und 
doch iſt die Ehe eine bürgerliche Anordnung, ein häuslicher Ver⸗ 
trag, ein Ding, unterſchiedslos und frei für das ganze Men⸗ 
ſchengeſchlecht, nicht ſo weit es einer beſtimmten Religion ange⸗ 
hört, ſondern Menſchenqualität beſitzt. Am Beſten freilich iſt die 
Ehe abzuſchließen mit gottesfürchtigem Zweck und wie der Apo⸗ 
ſtel ſagt: in dem Herrn; aber darum iſt ſie nicht ungültig oder 
unheilig ohne einen Geiſtlichen und ſeine angeblich nothwendige 
Einſegnung, eben ſo wenig wie eine andere Unternehmung oder 
ein anderer Vorgang des bürgerlichen Lebens, welche doch alle 
auch im Herrn und zu ſeinem Preiſe vorgenommen werden 
ſollen. . 

Unſere Geiſtlichen leugneten die Sacramentalität der Ehe 
und behielten doch die kirchliche Eingehung bei, bis das letzte 
Parlament klug die bürgerliche Freiheit der Ehe ihrer Anmaßung 
abſtritt und die Eheſchließung und Regiſtrirung aus dem kirch⸗ 
lichen Kramladen der natürlichen Competenz der bürgerlichen 
Behörden übertrug.“ — 

Man kann nicht behaupten, daß das neue Eherecht bei der 
Bevölkerung eine durchweg günſtige Aufnahme gefunden hätte. 
Gleich wie alle Feinde des Königs dem neuen Geſetze ihre Zu⸗ 
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ftimmung gegeben hatten in ihrer Coalition mit den Gegnern 
der Hochkirche, jo waren alle gute Novaliften einig in dem Haſſe 
gegen eine Maßregel, welche in den religiöſen Principien uſur⸗ 
patoriſcher Königsmörder ihren Urſprung hatte. 

„Der blutige Tyrann Cromwell hat uns zuerſt mit der Gi- 
vilehe bedacht“, ſo klagt eine Kirchenbucheintragung jener Zeit; 
„die goldenen Zeiten find zurückgekehrt,“ ruft höhniſch ein Spott⸗ 
gedicht aus, „der neuen Regierung gelten hängen und heirathen 
als nahe verwandt, derſelbe Richter amtirt bei beiden.“ 

Aber auch abgeſehen von dieſen Motiven, welche den Wi- 
derwillen gegen die Civilehe zu einer Sache der politiſchen Par: 
teigruppirung ſtempelten, war auch die mit jener Eheſchließungs⸗ 
form nothwendig zuſammenhängende Oeffentlichkeit in keiner 
Weiſe den Gefühlen des engliſchen Volkes entſprechend, und kaum 
waren daher durch die Reſtauration die Stuarts wieder auf den 
Thron geſtiegen, ſo verſchwand auch das verhaßte Geſetz, ohne 
daß es nur einer aufhebenden Maßregel bedurft hätte. 

Allein noch einmal mußte die engliſche Geſetzgebung zu der 
Civilehe zurückgreifen, und wieder war wie in Holland die Tole⸗ 
ranz das dabei maßgebende Princip und die Rückſicht auf die 
Katholiken die Urſache. 

So lange das gemeine engliſche Recht den Satz aufgeſtellt 
hatte, daß jede Conſenserklärung zum Abſchluſſe einer Ehe ge⸗ 
nüge, konnte von Gewiſſensbedrückung der Diſſidenten in Be⸗ 
zug auf das Eheſchließungsrecht füglich nicht viel die Rede ſein. 

Schloſſen ſie vor einem Geiſtlichen ihrer Secte eine Ehe, 
ſo erkannte im Fall des Rechtsſtreites auch das competente geiſt⸗ 
liche Gericht der Hochkirche die rechtliche Gültigkeit der Verbin⸗ 
dung an, ohne freilich die vermögensrechtlichen Wirkungen der 
Ehe eintreten zu laſſen, die von der Trauung durch einen an⸗ 
glikaniſchen Geiſtlichen bedingt waren. 
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Und dafjelbe mußte auch für Ehen der Katholiken gelten, 
nur daß dieſe gar nicht zu rechtlicher Erörterung gelangen konn⸗ 
ten, da kein weltlicher oder geiſtlicher Gerichtshof die Klage eines 
überführten Anhängers der katholiſchen Kirche entgegennehmen 
durfte. 

Im Jahre 1753 aber wurde der früheren Formloſigkeit der 
Ehen ein Ende gemacht, und die abſolute Nothwendigkeit der 
Trauung durch einen anglikaniſchen Geiſtlichen, verbunden mit 
einem Gewebe der peinlichſten Förmlichfeiten eingeführt. Die 
Quäker und Juden wurden von dem Geſetzgeber beſonders be⸗ 
rückſichtigt und für ihre Ehen das frühere Recht beibehalten, die 
übrigen Diſſidenten und Katholiken aber zur hochkirchlichen Ehe⸗ 
ſchließungsform genöthigt 

Entſprach das doch vollſtändig dem Syſtem, welches die 
engliſche Regierung überhaupt dem Katholicismus gegenüber be 
thätigte. 

Wer als Proteſtant zur katholiſchen Kirche übertrat, war des 
Hochverrathes ſchuldig; wer des katholiſchen Glaubens überführt 
war, durfte, wie erwähnt, in keinem Gerichtshof als Kläger auf⸗ 
treten, keine Waffen tragen, kein Amt bekleiden; er ſollte ſich 
ohne beſondere Erlaubniß nicht über fünf Meilen von ſeiner 
Heimath entfernen und den zehnmeiligen Umkreis der Hauptſtadt 
meiden. Jeder zehujährige katholiſche Knabe, der zur anglikani⸗ 
ſchen Kirche übertrat, konnte feine ſämmtlichen im alten Glau⸗ 
ben verharrenden Auverwandten ohne Weiteres ihrer Güter ent 
ſetzen. 

Wenn dies nun auch alles Beſtimmungen waren, die kaum 
je praktiſch geworden find, jo war eben doch der Geiſt der Juto— 
leranz, der fie dictirt hatte, auch noch im Jahre 1753, dem Ent 
ſtehungsjahr des erwähnten Eheſchließungsgeſetzes, für die Regie⸗ 
rung maßgebend, und das um ſo mehr, da die Urſache, welche 
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zur Beibehaltung jener Maßregeln aufzufordern ſchien, die Furcht 
vor der Reſtauration der mit dem Katholicismus eng verbunde⸗ 
nen Stuarts auch damals noch nicht fortgefallen war. 

Erſchienen aber ſo die Grundſätze des neuen Eheſchließungs⸗ 
rechtes von vorn herein den Diſſidenten und Katholiken gegen⸗ 
über ungerecht, ſo wurden ſie unerträglich, nachdem i. J. 1799 
die Katholifenemangpation eingetreten war, ebenſo wie fie in 
Bezug auf die proteſtantiſchen Diſſidenten dem Toleranzgeſetz des 
J. 1688 geradezu widerſprachen. 

So erfolgte denn allerdings erſt im Jahre 1836 und nach 
den härteſten parlamentariſchen Kämpfen auf den Antrag des 
Earl Ruſſel die Abhülfe in einem Geſetze, welches hauptſächlich 
den Bemühungen von Robert Peel zu verdanken war, mit ge⸗ 
ringfügigen das Princip nicht berührenden Abänderungen noch 
heute gilt, und die facultative Civilehe für alle Engländer einführte. 

Auch für die Civilſtandsregiſter trug das neue Geſetz Sorge, 
und in der That waren hier die ärgſten Mißſtände zu Tage getreten. 

Nur zu häufig waren in vielen Kirchſpielen gar keine Ein⸗ 
tragungen gemacht worden; in manchen zuerſt nur auf loſen Blät⸗ 
tern, deren Copie dann in das Kirchenbuch eingetragen wurde; 
„dadurch verlor aber das Regiſter nach der Anſicht der engliſchen 
Richter vollkommen ſeine Beweiskraft. 

Dann aber waren zahlreiche Regiſter verloren gegangen, 
theils durch Zufall, theils aus gröbſter Fahrläſſigkeit. Sie fan⸗ 
den ſich in den Läden der Krämer, auf den Werktiſchen der 
Schneider vor, die ihre Maße damit ſchnitten, oder ſie prangten 
in den Verkaufskatalogen der Antiquare als theure Waare. Oft 
wurde lange Jahre jede Führung von Kirchenbüchern unterlaſſen, 
und ſelbſt die, welche ſich vorfanden, trugen nur zu häufig die 
Spuren der Fälſchung ſo offen an ſich, daß auch ihnen kein 
Glauben beizumeſſen war. 

v. 116. 2 (von 
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Zwar hatte ein Geſetz v. J. 1812 angeordnet, daß jährlich 
Copien an die Diöcefanregiftraturen eingeſendet werden ſollten, 
aber eine Unterſuchung ergab, daß in der Diöceje Canterbury 
i. J. 1828 15, 1829 14 Parochien im Rückſtande waren, in 
York 31, in London jährlich 122, in Wincheſter jährlich 24. 
Andere Pfarrer ſchickten ihre Copieen nicht poſtfrei oder als 
Packete ein, wie das in der Diöcefe Vorl, mit einem Viertel 
aller Sendungen der Fall war: dann gingen die Regiſter an die 
Poſtämter zurück, kamen unter die unbeſtellbaren Briefſchaften 
und wurden wohl ſchließlich gar verbrannt. 

Die proteſtantiſchen Diſſidenten hatten gar keine Sffentfiche 
Beurkundung. Nur eine Privatanftalt hatte fich in einer Lon⸗ 
doner Buchhandlung etablirt, deren Regiſter natürlich keinen 
öffentlichen Glauben für ſich in Anſpruch nehmen konnten. 

Die katholiſchen Geiſtlichen endlich hielten, da ihre Trauung 
bürgerlich wirkungslos war, gar keine Heirathsregiſter. Und doch 
war notoriſch, daß eine große Zahl der von ihnen eingeſegneten 
Paare die nachgehende Mitwirkung des anglikaniſchen Geiſtlichen 
verſchmähte und den Concubinat einer ihrem Gewiſſen widerſtre⸗ 
benden Eheſchließungsform vorzog. — 


Wenn aber auch die ſoeben aufgeführten Uebelſtände durch, 


das neue Geſetz beſeitigt wurden, ſo mußte doch beklagt werden, 
daß die Wirkſamkeit deſſelben lediglich auf England beſchränkt 
blieb und weder für Schottland noch für Irland angeordnet wurde. 

Und doch war namentlich in dem erſteren dieſer beiden Län⸗ 
der das Eheſchließungsrecht ſo beſchaffen, daß es nicht nur ſelbſt 


einer Reform dringend bedürftig erſchien, ſondern auch die Wir⸗ 


kungen des engliſchen Rechtes beſtändig in Frage ſtellte. 

In Schottland iſt wie in allen katholiſchen Ländern vor 
den Beſtimmungen des Coneils von Trient und wie in England 
vor dem oben erwähnten Geſetze v. J. 1753 zur Schließung 
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einer Ehe nichts weiter als die gegenſeitige Willensübereinſtim⸗ 
mung der beiden Parteien nothwendig. Mag die Einwilligung 
zur Ehe mündlich oder ſchriftlich, brieflich oder telegraphiſch, vor 
Zeugen oder geheim gegeben werden, mag auch nur dem Ver⸗ 
löbniß, dem formloſen Verſprechen ſich in Zukunft heirathen zu 
wollen, die Verführung der Braut nachgefolgt ſein: immer kommt 
eine Ehe zu Stande. Freilich kennt das ſchottiſche Recht auch 
die kirchliche Trauung und öffentliche Aufgebote, aber einerſeits 
entſprechen die letzteren ſo wenig den Neigungen des Volkes, 
daß ſie faſt immer unterlaſſen werden, andererſeits wird auf die 
formloſe Schließung der Ehe zwar eine geringe Strafe gelegt, 
aber doch die Gültigkeit derſelben anerkannt. Ja es iſt ſogar 
vollſtändige Uebung, daß die Eheleute, welche gar keine in den 
geſetzlichen Formen ſich bewegende Eheſchließung beliebt haben, 
ſich ohne Weiteres zum Friedensrichter begeben, dort erklären, fie 
ſeien ohne Aufgebot von einem Geiſtlichen, den ſie weder nennen 
könnten noch wollten, getraut worden, die geſetzliche zwiſchen 
einer halben Guinea und fünf Schillinge ſchwankende Strafe 
bezahlen, und ſo wenigſtens einen vollgültigen Beweis der von 
ihnen geſchloſſenen Ehe erlangen. 

Da aber ſo die Richter in die Lage verſetzt werden, Ehen 
zu beurkunden, ſo halten ſie Civilſtandsregiſter, ſie nehmen auch 
wohl den ehewirkenden Conſens ſolcher Perſonen entgegen, die 
vorher noch keine Ehe geſchloſſen haben, und ſo iſt das ſchottiſche 
Recht auf dieſen Umwegen zu dem Inſtitut der Civilehe gelangt, 
welches es den Geſetzen nach gar nicht beſitzt. 

Die Mißſtände des geſchilderten Eheſchließungsrechtes liegen 
offen zu Tage. Die heimlichen in Schottland zuläſſigen Ehen 
haben noch überall, wo ſie nicht durch die Härte des Geſetzes 
ausgerottet wurden, das ſittliche Leben auf das Aergſte gefähr⸗ 


det und Mißſtände der ſchwerſten Art geſchaffen. Was ſind das 
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für Zuſtände, welche der Lord⸗Oberrichter von England mit dem 
Schlagworte kennzeichnen konnte, daß keine Perſon, die ſich eine 
Zeit lang in Schottland aufgehalten habe, genau wiſſen könne, 
ob ſie verheirathet ſei oder nicht; wenn ſchon das gegenſeitige 
Vorleſen des Traurituals eine Ehe zwiſchen zweien Perſonen 
begründet, wenn ein vierzehnjähriger Knabe ein zwölfjähriges 
Mädchen heirathet durch die von ihr immerhin ſelbſt mit einer 
Geberde beantwortete Aeußerung: Du ſollſt meine Frau ſein! 

Wenn nun aber das engliſche Geſetz v. J. 1836 dieſe ſchot⸗ 
tiſchen Mißſtände außer Acht ließ und ebenſo die ſpäͤtere Geſetz⸗ 
gebung für Schottland wie für Irland nur eine Neuordnung 
der bis dahin gänzlich verwahrloſten Civilſtandsregiſter ſchuf, jo 
gefährdete doch das ſchottiſche Recht auch geradezu den Sittlich⸗ 
keitszuſtand Englands. — 

Es iſt eine eigenthümliche Erſcheinung, daß die engliſche 
Nation, deren ganzes Staatsweſen von dem Principe der Deffent- 
lichkeit getragen und durchzogen iſt, die Oeffentlichkeit bei Ehe⸗ 
ſchließungen geradezu für unanſtändig anſieht, öffentliche Auf⸗ 
gebote der beabſichtigten Ehe, wie ſchon oben angedeutet, als 
eine nicht zu rechtfertigende Verletzung der Schamhaftigkeit be⸗ 
trachtet. „Was würde Mylady ſagen,“ ſo ſchreibt Horace Wal⸗ 
pole an eine Dame feiner Bekauntſchaft, „wenn fie während dreier 
Wochen dreimal in der Pfarrkirche aufgeboten werden müßte. 
Ich glaube, ſie hätte eher ihr Wittwenkleid Zeitlebens getragen, 
als ſich ſolch einer ſchamloſen Ceremonie unterworfen.“ 

Darum hat auch das Uebel der heimlichen Ehen in keinem 
Lande üppiger gewuchert als in England, ja es hat dort, ſolange 
die Geſetzgebung noch nicht dagegen eingeſchritten war, eine förm⸗ 
liche Organiſation empfangen. 

Denn all die zahlloſen Geiſtlichen, welche Schulden halber 


das Fleetgefängniß füllten, friſteten ihr Leben durch Trauen 
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heimlicher Ehen. Dem eilig die Straßen Londons Durchwan⸗ 
dernden wurde die Empfehlungskarte der Geiſtlichen in die Hand 
gedrückt, durch deren Vermittlung man heimlich in den Eheſtand 
gelangen könne, die Wirthshäuſer empfahlen ſich nicht nur durch 
die Ankündigung billiger Speiſen und Getränke, ſondern ſie hiel⸗ 
ten auch eigene Geiſtliche, welche die luſtig Zechenden ſofort zu 
verheirathen bereit waren. Und nicht etwa, daß dieſe Ehen nur 
unter Perſonen niederen Standes beliebt geweſen wären, oder 
daß die geringe Zahl derſelben eine beſondere Beachtung nicht 
erfordert hätte: der Lord⸗Kanzler Ellesmore, der Lord⸗Oberrichter 
Sir Edward Coke, Lord George Bentinck, Herzog James of Ha- 
milton, Henry Fox und zahlreiche Mitglieder der Ariſtokratie 
waren ſo verheirathet, ein einziger im Fleet inhaftirter Geiſt⸗ 
licher ſegnete innerhalb 31 Jahre 36,000 heimliche Ehen ein. 

Als dann endlich das Geſetz v. J. 1753, deſſen wir ſchon 
oben Erwähnung gethan haben, unter dem größten Widerwillen 
des Volkes die heimlichen Ehen beſeitigt hatte, ſo blieb doch 
immer der Ausweg beſtehen, in Schottland die Ehe in derſelben 
Heimlichkeit zu ſchließen, welche von jetzt an in England ver- 
pönt und welche in Schottland mit der Rechtsbeſtändigkeit der 
Ehen vollkommen verbrieft war. 

Namentlich Gretna-Green, welches der engliſchen Gränze 
zunächſt lag, wurde ſo beliebt, daß der Vertreter der Stadt Car⸗ 
lisle im Unterhauſe die Erklärung abgab, ſein Wahlflecken lebe 
lediglich von den zahlreichen Paaren, welche vor dem Schmiede 
in Gretna⸗Green, dem Eigenthümer des der Gränze zunächſt ge⸗ 
legenen Hauſes, ihren Eheconſens ausſprechen wollten. 

Trat doch der merkwürdige Fall ein, daß die drei höchſten 
gleichzeitig fungirenden Beamten der Krone, der Lord President 
of the Council, der Lord Chancellor und der Lord Privy Seal 
fich in jenem Dorfe verheirathet hatten. 
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Aber obgleich die im Parlamente oft genug gehörte Phraſe, 
daß jeder, der nur eine Poſtkutſche bezahlen könne, ſich durch 
eine ſchottiſche Ehe von den läſtigen Förmlichkeiten des engliſchen 
Eherechts befreien könne, nicht allzuweit von der Wahrheit ab⸗ 
wich, ſo ſchuf doch das Civilehegeſetz v. J. 1836 in dieſer Be⸗ 
ziehung keine Abhülfe. 

Erſt den Bemühungen von Lord Brougham iſt es gelun— 
gen, i. J. 1856 wenigſtens die Ergänzung des engliſchen Ehe⸗ 
ſchließungsrechtes herbeizuführen, daß die ſchottiſchen Ehen nur 
dann gültig ſein ſollten, wenn die Brautleute ſich ſchon ein und 
zwanzig Tage vorher in Schottland aufgehalten haben. 

Verlaſſen wir jetzt die dem ſiebzehnten Jahrhundert entſtam⸗ 
mende engliſche Civilehe und gehen zum folgenden Jahrhundert 
über — denn jedes hat einem Volke die Civilehe gebracht —, 
ſo werden wir die franzöſiſche Entwickelung zu betrachten haben. 

Auch hier iſt die durch die Reformation veränderte confeſ— 
ſionelle Lage wirkſam geworden, nur mit dem Unterſchiede, daß 
hier, wo der Katholicismus die Herrſchaft behauptete, die Sorge 
für die Proteſtanten maßgebend war, ebenſo wie in den bisher be- 
handelten proteſtantiſchen Ländern die Rückſicht auf die Katholiken. 

Freilich hatten die erſten Maßregeln der franzöſiſchen Könige 
noch verſucht, dem neu auftretenden Proteſtantismus mit den 
früheren Ketzergeſetzen entgegenzutreten. Aber das alte Rüſtzeug 
des Mittelalters verſagte einer Bewegung gegenüber, welche das 
Volk in allen ſeinen Elementen ergriffen hatte. 

Im J. 1561 mußte die ſtaatliche Duldung der Proteſtanten 
zugeſtanden werden, und jo wurden auch die proteſtautiſch ein⸗ 
gegangenen Ehen für gültig erklärt, wenngleich für dieſelben die 
Ehehinderniſſe des canoniſchen Rechtes und die katholiſche ge⸗ 


ſchloſſene Zeit als Norm aufgeſtellt wurden. 
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Mit der Mitte des ſiebzehnten Jahrhunderts änderte ſich 
aber der Character der den Proteſtanten gegenüber befolgten Po⸗ 
litik. Es begann die Zeit der Dragonaden, die ſyſtematiſche 
Ruinirung des Landes, nur um die Einheit der katholiſchen 
Kirche wiederherzuſtellen. 

Aber noch kurz vor der Zurücknahme des Edictes von Nantes 
— der Magna Charta der proteſtantiſchen Duldung — wurde 
den Proteſtanten eine Art der Eheſchließung auferlegt, welche als 
Miſchform von kirchlicher und civiler Ehe bezeichnet werden muß. 

Am 16. Juni 1685 wurden nämlich die Proteſtanten ver⸗ 
pflichtet, ihre Aufgebote durch königliche Behörden verkünden zu 
laſſen, ihre Ehen zwar durch den von dem königlichen Inten⸗ 
danten dazu bezeichneten Geiſtlichen einzugehen, aber „en pré- 
sence du principal officier de justice de la résidence où de- 
meureront et auront été établis les dits ministres“. 

Allein dieſe Beſtimmung blieb nur einen Monat in Kraft, 
da ſchon im Dezember deſſelben Jahres allen proteſtantiſchen 
Predigern das Land verboten wurde. 

Freilich hatte die Ordonnanz, welche das Ediet von Nantes 
zurücknahm, die Duldung der Proteſtanten für die Zukunft ver⸗ 
heißen: aber das präjudicirte der Gegenwart wenig. Man gab 
ſich der eifrigſten und gewaltthätigſten Gegenreformation hin, 
und ſchon i. J. 1728 ſchien dieſe mit Erfolg beendet und der 
Proteſtantismus ausgerottet zu ſein. 

Officiell exiſtirten alſo in Frankreich nur noch Katholiken, 
und ſo wich conſequenter Weiſe auch die proteſtantiſche Eheform 
der katholiſchen. 

Es war aber ſelbſtverſtändlich, daß die Kirche die Mitwir⸗ 
kung ihrer Prieſter zur Trauung der „Neubekehrten“, d. h. in 
Wahrheit der Proteftanten, nur dann gewähren wollte, wenn fie 


von der Feſtigkeit ihres katholiſchen Glaubens überzeugt war. 
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Das ſollte an ge wiſſen Prüfungen erkannt werden, die mit ent⸗ 
würdigendem Zwange den des Proteſtantismus Verdächtigen auf⸗ 
erlegt wurden, und in einer officiellen Abſchwörung des prote⸗ 
ſtantiſchen Glaubens gipfelten. 

Viele fügten ſich mit Widerwillen der verhaßten Gewalt. An⸗ 
dere, und faſt die Mehrzahl, leiſtete den Staatsgeſetzen Widerſtand. 

Aller Verbote ungeachtet hielten ſich proteſtantiſche Geiſtliche 
in Frankreich auf. In Wäldern, Höhlen und Klüften ſammel⸗ 
ten ſie ihre bedrängten Gemeinden, in der Einöde ſegneten ſie 
die Ehen der Bekenn er des proteſtantiſchen Glaubens ein. 

Dieſe ſ. g. Einöde⸗Ehen (mariages du desert) entbehrten 
freilich der rechtlichen Wirkungen einer Ehe; die aus ſolcher Ver⸗ 
bindung entſproſſenen Kinder waren für den Staat Baſtarde, 
die kein Erbrecht beſaßen, die trauenden proteſtantiſchen Geiſt⸗ 
lichen wurden dem Henker übergeben, die proteſtantiſchen Ehe⸗ 
männer zu lebenslänglichen Galeeren, die Frauen zu lebensläng⸗ 
licher Einſchließung verurtheilt. 

Aber die Furcht vor der Strafe mußte um ſo weniger wirk⸗ 
ſam ſein, als ſich bei der immer wachſenden Menge der Schul⸗ 
digen kaum noch die Möglichkeit ergab, die ftaatlichen Maßnahmen 
durchzuführen. 

Die Gefängniſſe würden nicht reichen, die Geſetzesübertreter 
aufzunehmen, ſchrieb der Biſchof von Alain ſchon i. J. 1737, 
und i. J. 1752 zählte man 150,000 Einöde⸗Ehen, über 800,000, 
nach anderen gar über 1,600,000 Perſonen, die keinen Civilſtand 
mehr beſaßen und deren geſammte bürgerliche Verhältniſſe zer⸗ 
rüttet waren. Man ſah einer ſich immer trüber geſtaltenden 
Zukunft entgegen, einer Gefährdung aller ſtaatlichen und jocia- 
len Intereſſen. Denn daß die rohe Gewalt den Proteſtantismus 
weder bemeiſtert hatte noch in Zukunft en würde, mußte 


auch dem blödeſten Auge klar werden. 
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Es war daher natürlich, daß auf Abhülfe geſonnen wurde, 
aber es iſt doch characteriſtiſch für den Geiſt, der den hohen 
franzöſiſchen Clerus beherrſchte, daß der Biſchof von Alain neue 
und härtere Zwangsmaßregeln verlangte, und die Provinzialcom— 
mandanten mit militäriſcher Macht als Executoren des katholi⸗ 
ſchen Eheſchließungsrechtes herbeiſehnte, daß der Biſchof von 
Agen vorſchlug, die Ketzer zur Auswanderung aufzufordern, nur 
damit der katholiſche Character des Staates aufrecht erhalten 
werde. 

Um ſo beachtenswerther war es, daß auf der anderen Seite, 
wenn auch nicht allgemein die Duldung gepredigt und deren 
Conſequenzen gezogen, ſo doch auf die Civilehe als Auskunfts⸗ 
mittel hingewieſen wurde. 

Anknüpfend an die oben erwähnte Verordnung d. J. 1685 
wurde ſie, ſoweit ich ſehe, zum erſten Male i. J. 1755 nach 
holländiſchem Muſter in der Literatur empfohlen. — 

Doch die Uebelſtände mußten noch höher ſteigen, ehe die 
Geſetzgebung zur Hülfe kam. Erſt i. J. 1787 that ſie es. Am 
28. November erließ Ludwig XVI. ein Edict, welches die Dul⸗ 
dung der Proteſtanten ausſprach, ihnen die freie Ausübung von 
Handel und Gewerbe geſtattete, und für die Eheſchließung ent- 
weder den katholiſchen Pfarrer oder den königlichen Richter je 
nach der Wahl der Brautleute für competent erklärte. 

Während aber ſo die Civilehe, freilich in facultativer Ge⸗ 
ftalt und auf die Proteſtanten beſchränkt, ſchon vor der Revolu⸗ 
tion eingeführt wurde, brachte dieſe die obligatoriſche für alle 
Franzoſen. 

Schon die Conſtitution des Jahres 1791 hatte erklärt: 
„Das Geſetz betrachtet die Ehe lediglich als bürgerlichen Con⸗ 
tract“, und am 20. September 1792 wurde das Geſetz über die 
Civilehe publicirt. 
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Man hat ſich daran gewöhnt, in dieſem Geſetze den Aus— 
druck jener entarteten geſellſchaftlichen Zuſtände zu erblicken, welche 
die Revolution herbeigeführt haben, die Conſequenz der Frei- 
geiſterei, welche Thron und Altar ſtürzte, und auch die kirchliche 
Ehe zu beſeitigen wußte, das mit Freuden begrüßte Reſultat 
einer ſocialen Umwälzung. 

Aber es muß gegen dieſe Auffaſſung doch mißtrauiſch ma⸗ 
chen, wenn man ſieht, wie lau das Geſetz aufgenommen wurde; 
wie keine der revolutionären Zeitungen jener Tage nur ein Wort 
über die Einführung der Civilehe verlauten ließ. Ganz unbe⸗ 
achtet ging die Maßregel vorüber; man war ſich ihrer prineipiel⸗ 
len Wichtigkeit kaum bewußt; und erſt die ſpätere Zeit hat der 
Revolution tiefgehende politiſche Motive da untergeſchoben, wo 
dieſe faſt von ſcholaſtiſchen Geſichtspunkten ausging. 

Auch die Encyelopädiſten und die übrigen Schriftſteller, 
deren negative Kritik der beſtehenden Staatseinrichtungen, deren 
offen zur Schau getragener Unglaube den Sturz des alten Staa- 
tes und der alten Kirche zum guten Theil mit herbeigeführt hat, 
wiſſen von der Civilehe gar nichts; Montesquieu in ſeinem Es- 
prit des lois, Rouſſeau in ſeinem Contrat soeial erwähnen ſie 
nicht, und ebenſowenig die große, für die Revolution jo bedeu- 
tungsvolle Eneyelopädie von Diderot und d'Alembert. Ja die 
letztere betont geradezu vorzugsweiſe den kirchlichen Character 
der Ehe. 

Wir werden die Wurzeln des revolutionären Geſetzes dem— 
nach ganz anderswo zu ſuchen haben. 

Ich muß dabei auf das theologiſche Gebiet zurückgreifen. 

Das Concilium Tridentinum hatte die Ehe unzweifelhaft 
als Sacrament hingeſtellt, aber es hatte über die einzelnen Ele⸗ 
mente deſſelben, die ſchon im Mittelalter controvers geweſen wa⸗ 


ren, nichts beſtimmt. Bei jedem Sacrament unterſcheidet man 
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nämlich den Minister, d. h. denjenigen, welcher das Sacrament 
verrichtet, und die Materie, den objectiven, ſachlichen Inhalt dei- 
ſelben. 

Bei der Ehe nahm nun die eine Partei die Ehegatten ſelbſt 
für ministri an, das gegenſeitige Sichdahingeben derſelben als 
Materie. Die andere hielt den Prieſter für den Miniſter und 
bezeichnete die von dieſem bei der Trauung geipendete Ein ſegnung 
als Materie. Dieſe letztere war die Anſicht der franzoͤſiſchen 
Kirche; ſie führte in ihrer Conſequenz dazu, die bloße Conſens⸗ 
erklärung der Brautleute für einen Contract zu halten, der erſt 
durch den nachfolgenden prieſterlichen Segen zum Sacrament 
würde. Ueber Sacramente ſtand die Cognition zweifellos der 
Kirche zu, aber über Contracte dem Staate, und ſo begründete 
die franzöſiſche Lehre des Eheſacramentes eine ſtaatliche Auffaſ⸗ 
jung der Ehe, fie rechtfertigte die ſtaatliche Geſetzgebung in Be⸗ 
treff derſelben. 

Darum wachten aber auch die franzöſiſchen weltlichen Be- 
hörden mit Aufmerkſamkeit auf die Aufrechterhaltung dieſer Doc- 
trin, und ſobald nur ein Theologe die entgegengeſetzte zu verthei— 
digen wagte, wurde er vor die Schranken des Parlamentes ges 
laden, ſeine Lehre als verwegen, aufrühreriſch, Staat und Kirche 
verletzend gekennzeichnet. 

Auch begründeten die Parlamente in der That auf dem Bo⸗ 
den dieſer Sacramentstheorie eine weitgehende Gerichtsbarkeit in 
Eheſachen. 

Die beſtändig auftretenden Klagen des Clerus können uns 
überzeugen, wie ſehr die Parlamente die Idee von der Bürger⸗ 
lichkeit des Ehecontractes ausnutzten, wie fie auch dem blödeften 
Auge klar legten, daß die Ehe in den Bereich der ſtaatlichen 
Ordnung gehöre, und wie gründlich fie das Volk entwöhnten, 
das religiöſe Moment bei der Ehe zu beachten. 
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Das waren die Theorien, welche die Nevolution vorfand. 
Dieſe Lehren finden wir bei den Encyclopädiſten und den die 
Revolution vorbereitenden Schriftſtellern; es waren namentlich 
die von Durand de Maillane, der auf das Zuſtandekommen des 
Civilehegeſetzes den tiefgehendſten Einfluß ausübte. Daneben 
machten ſich allerdings noch die Forderungen der Toleranz geltend. 

Hatten dieſe ſchon vor Ausbruch der Revolution dazu ges 
führt, den Proteſtanten die Civilehe zu geben, ſo ſchien die jetzt 
proclamirte Gleichheit aller Franzoſen zu verlangen; alle Bürger 
in Bezug auf das Eheſchließungsrecht auf gleiche Linie zu ſtellen. 

Freilich hätte man dieſe Gleichheit auch erlangen können, 
indem man den Proteſtanten die Schließung ihrer Ehen durch 
ihre Geiſtlichen geſtattete: aber hier trat nun wieder die oben dar⸗ 
geſtellte Theorie von der Weltlichkeit des Ehecontractes beſtim⸗ 
mend dazwiſchen: beide Factoren zuſammenwirkend ergaben die 
obligatoriſche Civilehe. 

Seit der Zeit iſt ſie aber auch in Frankreich geltendes Recht 
geblieben, und zuerſt ohne Widerſpruch der Kirche und des Pap— 
ſtes. Ja der letztere hatte unter dem 5. October 1793 auf eine 
an ihn ergangene Anfrage nach der Gültigkeit der Civilehe be— 
jahend geantwortet, und als die organiſchen Artikel des Jahres 
1801 wiederum die Civilehe geboten hatten, erhob der Papſt 
zwar gegen einzelne Beſtimmungen dieſes Geſetzes Einſprache, 
nicht aber gegen die Civilehe. Vielmehr richtete ſich die Oppo⸗ 
ſition der franzöſiſchen Geiſtlichkeit erſt ſeit der Regierung Karls X. 
gegen dieſes Inſtitut, alſo zu einer Zeit, wo man nicht nur die 
durch die Revolution der Kirche geſchlagenen Wunden zu heilen 
ſuchte, ſondern dieſer auch eine Stellung zu verſchaffen trachtete, 
die ſie kaum vor der Revolution je in Frankreich beſeſſen hatte. 

Wenn aber auch die franzöſiſche Civilehe im Gefolge der 


ſiegreichen franzöſiſchen Heere nach Deutſchland gebracht wurde, 
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ſo hängt doch die moderne deutſche Civilehe in keiner Weiſe mit 
der franzöſiſchen Entwickelung zuſammen. 

Vielmehr waren und ſind in Deutſchland ganz andere Motive 
wirkſam, für deren Erklärung und Bloslegung die Rechtsent⸗ 
wickelung eines anderen Landes — Belgiens — maßgebend ge⸗ 
worden iſt. 


Auch in Belgien war im Gefolge der franzöfiichen Revolu⸗ 
tion die Civilehe eingeführt und dieſelbe nach der Reſtauration 
des Jahres 1815 und nach der Vereinigung des Landes mit 
Holland nicht wieder beſeitigt worden. 

Allerdings verſuchte die holländiſche Regierung den gegen 
die Civilehe auftauchenden Beſtrebungen des belgiſchen Klerus 
einigermaßen gerecht zu werden, aber der practiſche Erfolg der 
mit dem Inſtitut der obligatoriſchen Civilehe vorgenommenen 
Modificationen war von höchſt zweifelhaftem Werthe, und ich 
erwähne der geſetzgeberiſchen Experimente lediglich deswegen, 
weil die dabei geſammelten Erfahrungen ſicher für die Folgezeit 
beſtimmend geweſen ſind. 

Die holländiſche Regierung verfügte nämlich, daß Niemand 
eine Ehe vor dem Civilſtandsbeamten ſchließen dürfe, falls er 
nicht durch Beſcheinigung ſeines competenten Pfarrers die Abwe⸗ 
ſenheit jedes canoniſchen Ehehinderniſſes nachweiſen könne. Die 
halbe Maßregel befriedigte nach keiner Seite hin. Die Biſchoͤfe 
verboten vielmehr ihren Pfarrern, irgend welche Scheine zum 
Behuf der Eingehung einer Civilehe auszuſtellen, ſo daß die 
Eheſchließung überhaupt unmöglich wurde. 

Wohl oder übel mußte die Regierung auf dem Wege der 
Conceſſionen weiter wandeln. 


Zwar nahm ſie die frühere Verordnung zurück und blieb un⸗ 
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ter ſcharfer Betonung des Staatlichen Characters der Ehe bei der 
Civilehe ſtehen, aber fie beſeitigte die aus dem franzöſiſchen 
Recht übernommene durch harte Strafandrohung wirkſam gemachte 
Beſtimmung, daß die Geiſtlichen die kirchliche Trauung nicht 
der bürgerlichen vorangehen laſſen ſollten. Dies Heilmittel war 
ſchädlicher als die Krankheit ſelbſt. 

Es unterlag keinem Zweifel, daß die Kirche ihre ganze 
Autorität einſetzen würde, die Brautleute zu einer vorgängigen 
kirchlichen Trauung zu bewegen, um den vom Staate als noth: 
wendig erklärten Civilact officiell ignoriren zu können. Und jo 
geſchah es, daß die kirchliche Trauung regelmäßig ertheilt, der 
Civilact nur zu häufig unterlaſſen wurde, ſei es daß die Nach⸗ 
läſſigkeit der Brautleute, ſei es daß böſer Wille oder die bei einem 
Contrahenten vorhandene Abſicht nur eine Scheinehe zu ſchlie⸗ 
ßen, das dabei wirkſame Motiv abgab. Demnach wurden vielfach 
Verbindungen eingegangen, welche für die Kirche Ehen, für den 
Staat Concubinate waren, folglich nach Willkür auflöslich, ohne 
jede Wirkung auf die Legitimität der ihnen entſproſſenen Kinder, 
auf das Eigenthums⸗ und Erbrecht. 

Dieſe Uebelſtände müſſen ſo ſchnell überhand genommen 
haben, daß die Regierung des vergeblichen Experimentirens müde, 
ſchon nach zwei Jahren zu dem früheren franzöſiſchen Recht 
zurückkehrte. — 

Im Jahre 1830 trennte ſich aber Belgien von Holland. 
Eine Revolution war ausgebrochen, welche der Coalition der 
katholiſchen und liberalen Partei ihren Urſprung verdankte. 

Es war ſelbſtverſtändlich, daß die erſtere den Lohn ihrer 
Thätigkeit erwartete, und ſchon die proviſoriſche Regierung erließ 
am 16. October 1830 ein Decret, das alle Geſetze, welche die 
Mitglieder irgend einer Confeſſion in der Gewiſſensfreiheit be⸗ 
ſchränken könnten, aufhob. 
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In ſo weiten Gränzen, nach der ſubjectiven Willkür der 
einzelnen Staatsangehörigen wurde die bisherige Geſetzgebung 
modifieirt. 

Wenn man aber auch im Einzelnen zweifeln konnte, welche 
früheren Inſtitutionen ſo dem Compromiſſe der Parteien geopfert 
ſeien, zumal das Geſetz es bei jener unbeſtimmten Phraſe be— 
wenden ließ: daß die Civilehe gefallen ſei, konnte ohne Weiteres 
angenommen werden, und zum Ueberfluſſe ließen es ſich die 
Biſchöfe von Namur und Lüttich von der Regierung gewährlei⸗ 
ſten, während der Erzbiſchof von Mecheln freilich ohne durchgrei⸗ 
fenden Erfolg den Klerus zur Beobachtung der früheren Ehegeſetze 
wenig ſtens proviſoriſch zu verpflichten ſuchte. 

Es iſt bekannt, von welchen Principien die conſtituirende 
Verſammlung ſpäter bei der Berathung der Verfaſſung ausge⸗ 
gangen iſt. 

Die Freiheit der Kirche ſollte verwirklicht werden, eine 
Trennung von Staat und Kirche, von welchen die letztere nach 
dem klaſſiſchen Worte von Nothomb zum erſteren in derſelben Be⸗ 
ziehung ſtehe, wie etwa die Mathematik. 

Bei der Berathung der bezüglichen Artikel 14 und 15 der 
Verfaſſung wurde auch die Frage der Civilehe auf die Tages⸗ 
ordnung geſtellt, und derſelbe Compromiß der Parteien, welcher 
ſich ſchon ſo vielfach wirkſam gezeigt hatte, führte auch zur An⸗ 
nahme der Civilehe nach franzöſiſchem Muſter, d. h. mit einem 
an die Geiſtlichen gerichteten Verbote, die kirchliche Trauung der 
bürgerlichen vorangehen zu laſſen. 


Gehen wir jetzt zu Deutſchland über, ſo beſtand vor dem 
Jahre 1848 die obligatoriſche Civilehe nur in den Ländern des 
franzöſiſchen Rechtes — Rheinpreußen, Rheinheſſen, Rheinbaiern. 
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Allein auch hier hatte man theilweiſe Abſchwächungen des conſe⸗ 
quenten Syſtemes verſucht, die man nachher, nicht ohne trübe 
Erfahrungen gemacht zu haben, wieder aufgeben mußte. 

Characteriſtiſch aber war die Stellung der römijchen Curie 
zur franzöſiſchen in Deutſchland eingeführten Civilehe. 

Bekanntlich war es ein Beſtreben der Regierung Friedrich 
Wilhelms III. von Preußen, in den neu gewonnenen Rheinlan⸗ 
den eine Praxis der gemiſchten Ehen einzuführen, wie ſie bisher 
in Deutſchland und ſelbſt in den geiſtlichen Staaten allgemein 
üblich geweſen war. Man knüpfte zu dieſem Zwecke Unterhand⸗ 
lungen mit Rom an, und der Preis, den man für die Gewähr 
rung der ſtaatlichen Forderungen verhieß, war die Aufhebung 
der Civilehe in den Rheinlanden. 

Die Curie zeigte ſich nicht zur Nachgiebigkeit bereit; der 
Unwille gegen die Civilehe war bei ihr noch nicht in dem Maße 
ausgebildet, wie das heute zu Tage der Fall iſt. Die ſtarre ca⸗ 
noniſche Conſequenz in der Frage der gemiſchten Ehen wurde 
für wichtiger angeſehen, als die Beſeitigung eines Inſtitutes, 
welches jetzt von der Kirche als eines der Grundübel der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft gebrandmarkt iſt. — 

Außerdem aber exiſtirte noch in Preußen die Civilehe ſeit 
dem Jahre 1847 obligatoriſch für die Juden und in einer mit 
der religiöfen Eheſchließungsform wunderbar verquickten Form 
für die Diſſidenten, die nicht auf dem Boden der Augsburgiſchen 
Confeſſion ſtänden. 

Das Jahr 1848 brachte indeſſen in Deutſchland mit der 
politiſchen auch eine kirchliche Umwälzung hervor. 

Schon ſeit dem Conflicte der Preußiſchen Regierung mit 
dem Erzbiſchof von Cöln, der bei der aus politiſchen Motiven 
herrührenden Antipathie der Rheinländer gegen die preußiſche 


Regierung für die letztere ungünſtige Dimenſionen angenommen 
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hatte, war es das Beſtreben der Kirche geweſen, die läftigen 
Feſſeln der ſtaatlichen Bevormundung abzuſtreifen. 

Und auch hier kam wie in Belgien dieſen Beſtrebungen die 
liberale Partei zu Hülfe. Schien doch diefer überhaupt die Bel⸗ 
giſche Conſtitution das Muſterbild des conſtitutionellen Staats⸗ 
weſens zu verwirklichen. Die belgiſche Freiheit der Kirche war 
demnach auch in Deutſchland das Programm der katholiſchen und 
liberalen, ja ſelbſt der radicalen Partei, da die letztere eine Ab⸗ 
ſchaffung jedes Kirchenthums anſtrebte, und dies Ziel einer vom 
Staate losgelöſten Kirche gegenüber, die nicht in der ſtaatlichen 
Gewalt einen Rückhalt beſitze, leichter erreichen zu können hoffte. 

Die Berathung der Grundrechte in der frankfurter Natio⸗ 
nalverſammlung brachte denn auch dieſe unklare Trennung von 
Kirche und Staat, und als Complement derſelben die . — 
riſche Civilehe. 

Es iſt jedenfalls bemerkenswerth, daß in der großen Ber: 
ſammlung, in der das katholiſche Element genugſam und durch 
hervorragende Mitglieder vertreten war, ſich nicht eine Stimme 
gegen die Civilehe erklärte, und daß die Beſtrebungen der zuletzt 
genannten Partei lediglich dahin gerichtet waren, jede Beſtim⸗ 
mung über das Verhältniß von Civilehe und kirchlicher Trauung 
zu hintertreiben, was freilich nicht gelang. — 

Die Grundrechte mit der Civilehe wurden aber nicht allein 
in vielen deutſchen Ländern als Geſetz verkündet, ſondern ſie wa⸗ 
ren auch das Vorbild, welches die einzelnen conſtituirenden Ver⸗ 
ſammlungen bei Berathung der Verfaſſungen befolgten. 

Bekanntlich hat die dem Jahre 1848 folgende reactionäre 
Bewegung die Grundrechte auf das ſchleunigſte beſeitigt, und bei 
der in den meiſten Staaten vorgenommenen Reviſion der dem 
Jahre 1848 angehörigen Verfaſſungsgeſetze wurde auch die Ci⸗ 
vilehe ſorgſam ausgemerzt. 


V. 116. 3 (813) 


34 


Nur in Oldenburg ift durch das der Verfaſſungsurkunde 
entſprechende Geſetz vom 31. Mai 1855 die facultative Civilehe 
eingeführt worden, und ebenſo hängt das in Frankfurt a. M. 
am 19. November 1850 erlaſſene Geſetz wie das badiſche vom 
21. Dezember 1869, welche beide die obligatoriſche Civilehe an⸗ 
ordneten, mit der in den Grundrechten wirkſamen geiſtigen 
Strömung zuſammen. 

Endlich enthält auch Art. 16 der preußiſchen Verfaſſungsur⸗ 
kunde vom Jahre 1848 den Satz: 

die bürgerliche Gültigkeit der Ehe wird durch deren Ab⸗ 
ſchließung vor dem dazu von der Staatsgeſetzgebung be⸗ 
ſtimmten Civilſtandsbeamten bedingt; die kirchliche 
Trauung kann nur nach der Vollziehung des Civilactes 
ſtattfinden, 
welcher aber in der revidirten Verfaſſung von 1851 ſchon die 
Abſchwächung erfuhr, daß feſtgeſetzt wurde: 
die Einführung der Civilehe erfolgt nach Maßgabe eines 
beſonderen Geſetzes, was (sie!) auch die Führung der 
Civilſtandsregiſter regelt. 

Obgleich aber ſo das ſtaatliche Grundgeſetz ſelbſt zur Ein⸗ 
führung der Civilehe nöthigt, ſo iſt dieſelbe doch bis jetzt in 
Preußen noch nicht erfolgt; und es verdient das allerdings um 
ſo ſtärker betont zu werden, als in Preußen Mißſtände der 
ſchwerſten Art exiſtiren, welche nur durch das Mittel der Civil⸗ 
ehe zu beſeitigen ſind. 

Gleich nach den Freiheitskriegen war nämlich eine Reaction 
der kirchlichen Geſinnung gegen die Freigeiſterei und Frivolität 
des achtzehnten Jahrhunderts zu Tage getreten. 

Dieſelbe führte neben manchen anderen völlig berechtigten 
Aeußerungen auch zu einer Agitation gegen das preußiſche Land⸗ 
recht, deſſen Eheſcheidungsrecht der neuen kirchlichen Richtung mehr 
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und mehr leichtfertig und reformbedürftig erſchien. Aber freilich 
wurden die nothwendigen Reformen von Seiten des Staates er⸗ 
wartet. Die einzelnen Geiſtlichen hätte Niemand für competent 
erachtet, auf dem Wege der Auflehnung gegen das Staatsgeſetz 
und die Obrigkeit etwa bei Ehen Geſchiedener, welche der Staat 
zuließ, die Trauung zu verſagen. 

Dennoch erfolgten ſeit dem Jahre 1831 Trauungsweigerun⸗ 
gen; zuerſt ein Fall in Pommern, dann im Jahre 1833 einer in 
Weſtphalen; bis zum Jahre 1845 im Ganzen 25 Fälle, von de⸗ 
nen allein ein Berliner Prediger, v. Gerlach, 7 verſchuldete. 

Die Kirchenbehörden nahmen von einem ſtrengen Einſchrei⸗ 
ten gegen die Geiſtlichen, welche ihr Gewiſſen über das Staats⸗ 


cgeſetz ſtellten, Abſtand. Man hoffte die Conflicte in leichter 


Weiſe zu erledigen, indem man ſtatt des weigernden Geiſtlichen 
einen anderen mit der Trauung beauftragte, und man konnte 
allerdings auch erwarten, daß die Conflicte bei Erlaß des 
vorbereiteten neuen Eheſcheidungs-Geſetzes von ſelbſt fortfallen 
würden. 

Allein dieſe Schwäche trug üble Conſequenzen. Einmal 
hoͤrten die Tranungsweigerungen nach der ſtaatlichen Verordnung 
vom 28. Juni 1844, welche den Eheſcheidungsproceß regelte, nicht 
auf, und andererſeits beſtritt der Prediger v. Gerlach im Jahre 
1845 auch die Zuläſſigkeit eines Stellvertreters für von ihm ver⸗ 
weigerte Trauungen. N 

Wieder erſchien die Anwendung von Zwangsmaßregeln ge⸗ 
gen Gerlach bedenklich, zumal dieſer ſelbſt Mitglied des Conſiſto⸗ 
riums war. 

Aber wenigſtens die Conſiſtorien, von dem Miniſter zur 
Begutachtung aufgefordert, ſprachen ſich mit Einmüthigkeit gegen 
ein derartiges Staat und Kirche in gleicher Weiſe gefährdendes, 


jede Autorität untergrabendes Gebahren aus. Die königliche 
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Cabinetsordre vom 30. Januar 1846 nahm indeſſen von defini⸗ 
tiven Maßnahmen ſo lange Abſtand, bis die Kirche ſelbſt zu 
feſten Grundſätzen über das Eherecht gelangt ſein würde. Bis 
dahin ſollten die Conſiſtorien nach Erfordern der Umſtände durch 
Dimiſſorialien helfen. 

Allein als der frankfurter Kirchentag vom Jahre 1854 ſich 
von Neuem ſcharf gegen das landrechtliche Scheiderecht ausge⸗ 
ſprochen hatte, mehrten ſich die Trauungsweigerungen wiederum, 
und auch das Mittel der Dimiſſorialien verſagte, da die Confi⸗ 
ſtorien der durch die Verfaſſungsurkunde für frei und ſelbſtſtän⸗ 
dig erklärten Kirche jetzt gleichfalls die Gewiſſensfreiheit bean⸗ 
ſpruchten und ſich nicht mit Unrecht auf die Conceſſionen berie⸗ 
fen, welche die Cabinetsordre vom Jahre 1846 den einzelnen 
Geiſtlichen gewährt hatte. 

Es wäre nun das zunächſt liegende geweſen, den Weg ein⸗ 
zuſchlagen, welchen die Verfaſſungsurkunde auch ohnedies anzeigte, 
die Civilehe einzuführen; allein das preußiſche Miniſterium 
glaubte den kirchlichen Tendenzen gerechter werden zu müſſen, 
als den Forderungen des ſtaatlichen Geſetzes. Es legte zweimal 
den Kammern Geſetzentwürfe vor, welche das landrechtliche Ehe⸗ 
ſcheidungsrecht den Wünſchen der Geiſtlichkeit gemäß reformiren 
ſollten. Aber ſelbſt wenn dieſe Projecte, was nicht geſchah, die 
Billigung der Kammern erhalten hätten, ſo wären ſie doch nicht 
mehr im Staude geweſen, den Zwieſpalt, der immer größere 
Dimenſionen angenommen hatte, zu beſeitigen. 

Hatten doch die Geiſtlichen ſich in Privatverbänden zuſam⸗ 
mengethan, um das von ihnen für ſchriftmäßig erkannte Recht 
ſelbſtſtändig durchzuſetzen, hatten ſie doch ſelbſt Schiedsgerichte 
eingeſetzt, denen ſie ſich in der Frage nach der kirchlichen Zuläſ⸗ 
ſigkeit der von ihnen begehrten Trauungen — die ftaatliche ſtand 
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ja für fie außer Frage und wurde als gleichgültig betrachtet — 
zu unterwerfen verſprachen. 

Jetzt glaubte in der That die Regierung (1857) zur Civil⸗ 
ehe ſchreiten zu müſſen, und während im Jahre 1859 die Ent- 
ſcheidung über die Trauungsweigerungen dem Oberkirchenrathe 
übertragen wurde, legte die Regierung den Kammern hinter ein⸗ 
ander zwei Geſetzentwürfe vor, welche beide die facultative Civil⸗ 
ehe brachten, und beide an dem Widerſtande des Herrenhauſes 
ſcheiterten. 

Und doch wäre die von der Regierung angeſtrebte Maßregel 
auch erforderlich geweſen um eines anderen Uebelſtandes willen, 
den der Regierungskommiſſar in der Kammer ſelbſt als Maras⸗ 
mus bezeichnete. 

Denn die Diſſidenten, denen das Geſetz vom Jahre 1848, 
wie oben erwähnt, die Civilehe mit unklarer Vermiſchung einer 
religiöſen Eheſchließungsform gegeben hatte, begnügten ſich in gro⸗ 
ßer Zahl mit der letzteren, und lebten folglich in Verbindungen, 
denen ſtaatsgeſetzlich der Character der Ehen nicht zugeſprochen 
werden konnte. Ergab ſich doch im Jahre 1861, daß im Be⸗ 
zirke der Liegnitzer Regierung allein 144, in dem der Königsber⸗ 
ger 80, in dem der Breslauer gar 540 Ehen geſchloſſen waren, 
welche den Staatsgeſetzen nach nur als Concubinate gelten 
konnten. 

Auch dieſe Mißſtände vermochten weder auf die Stimmung 
des Herrenhauſes einen Einfluß auszuüben, noch haben ſie eben⸗ 
ſowenig wie die ſtändig andauernden Trauungsweigerungen die 
Regierung veranlaßt, das durch die Verfaſſungsurkunde des Jah⸗ 
res 1851, ſomit ſeit zwanzig Jahren verheißene Civilehegeſetz zu 
verwirklichen. 
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In den übrigen deutſchen Staaten iſt die Civilehe faft 
durchweg eingeführt worden. 

Aber weder waren dabei die Principien der franzöſiſchen Revo⸗ 
lution, noch die Anſchauung der Grundrechte über das Verhältniß 
von Kirche und Staat, mit andern Worten das belgiſche Muſter 
maßgebend. Vielmehr handelte es ſich gar nicht um abſtracte 
Principien, ſondern um die Befriedigung höchſt concreter ſtaatli⸗ 
cher Bedürfniſſe, für welche die Civilehe in derſelben Weiſe wie 
früher in Holland, England und Frankreich das Univerſalmittel 
darzubieten ſchien. 

Einmal waren nämlich in Folge der dentſchtatholiſchen 
Bewegung überall Diſſidentengemeinden entſtanden, die eine 
Trauung durch den der evangeliſchen oder katholiſchen Kirche 
angehörigen Geiſtlichen verſchmähten und für die in Geſtattung 
der Civilehe eine Aushülfe gefunden werden mußte. 

Dann aber waren mannigfache Conflicte der Staatsregie⸗ 
rungen mit der katholiſchen Kirche zu Tage getreten, welche letz⸗ 
tere in der Frage der gemiſchten Ehen den ſtricten kanoniſchen 
Standpunkt inne zu halten ſuchte, und ihre Mitwirkung bei der 
Trauung von Verſprechungen der Brautleute abhängig machte, 
die der Staat unmöglich gleichfalls als Bedingung gemiſchter 
Ehen aufſtellen konnte. 

Endlich aber war auch zuweilen das Motiv wirkend, die 
Juden zur Gemeinſchaft chriſtlichen Lebens und chriſtlicher Ehe 
heranzuziehen, und die Verbindung zwiſchen Chriſten und Juden 
durch Gewährung der civilen Eingehungsform zu ermöglichen. 

Da man in allen dieſen Fällen nur offene Wunden des 
Staatslebens heilen wollte, ſo hat man auch faſt überall das 
Pflaſter der Civilehe nur in der Größe zugeſchnitten, daß es 
die kranke Stelle deckte. Und damit hat man zwar einen Vor⸗ 
ſprung vor der preußiſchen Ehegeſetzgebung gewonnen, aber doch 
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einen Weg eingeſchlagen, auf dem jeder Stillſtand als ein vergeb⸗ 
licher anzuſehen iſt. Denn eine Bedürfnißgeſetzgebung, die zwi⸗ 
ſchen großen principiellen Gegenſätzen — und als ſolche erſchei⸗ 
nen kirchliche und Civilehe — ſchüchtern taſtend umhergreift, 
wird niemals als abgeſchloſſen betrachtet werden können. Hat 
die Noth zum Verlaſſen des einen Principes gedrängt, ſo wird 
und muß die Conſequenz des Gedankens zur Adoption des ande⸗ 
ren führen, da ein Rücktritt zum Ausgangspunkt — alſo hier 
zur kirchlichen Ehe — durch dieſelben Factoren verhindert wird, 
welche zum Verlaſſen deſſelben nöthigten. — 

Auch das mag zum Schluſſe noch erwähnt werden, daß in 
der Schweiz eine Deutſchland ganz analoge Entwickelung Platz 
gegriffen hat: daß auch an das franzöſiſche Recht anknüpfend in 
mehreren Cantonen die obligatoriſche Civilehe exiſtirt, daß an⸗ 
derswo — wie in Italien, das gleichfalls ſeit dem Jahre 1866 
obligatoriſche Civilehe beſitzt — die principielle Stellung des 
Staates zur Kirche maßgebend geweſen iſt, und daß endlich in 
den übrigen Cantonen das Auftauchen von Diſſidentengemeinden 
zur Einführung der Civilehe in der einen oder anderen Form 
gedrängt hat. — 

Ueberſchauen wir aber nun noch einmal mit ſchnellem Blicke 
das Vordringen der Civilehe, ſo ergiebt ſich uns, daß im vorigen 
Jahrhundert nur in Holland und Frankreich — vorübergehend 
auch in England — Civilehe exiſtirte, und daß in den 70 Jah⸗ 
ren unſeres Jahrhunderts dieſelbe in Italien, England, Oeſtreich, 
den meiſten Staaten Deutſchlands, Belgien, der Schweiz, und 
fügen wir noch hinzu: in den ſkandinaviſchen Staaten, Dänemark, 
den Donaufürſtenthümern, Spanien, theilweiſe ſogar in den ſpa⸗ 
niſchen Staaten Amerikas Platz gegriffen hat. 

Es darf demnach der Schluß nicht ungerechtfertigt erſchei⸗ | 
nen, daß wir es mit einer geſchichtlichen Strömung zu thun ha⸗ 
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wird, und daß die Aufgabe des Geſetzgebers nicht darin erblickt 
werden kann, durch ſchwächlichen Widerſtand den Strom aufzu⸗ 
halten oder von dem einzelnen Lande abzuwenden, ſondern ihm 


ben, die alle ihr in den Weg geſtellten Hemmniſſe überfluthen 
die richtigen Wege und Canäle zu bahnen. 
| 


Anmerkung zu Seite 4. 


) Für die wiſſenſchaftlichen Beläge verweiſe ich auf mein Recht der 
Eheſchließung. Leipzig 1865. 
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